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Schon vor der NS-Zeit gab es in
Deutschland Stimmen, die die Tö-
tung von behinderten Kindern for-

derten (1). Nur zwei Beispiele: 1895 for-
mulierte der Rassenhygieniker Alfred
Ploetz in einer Art „Utopie“: „Stellt es
sich (trotz bester Pflege für Mutter und
Kind) heraus, dass das Neugeborene
ein schwächliches oder missgestaltetes
Kind ist, so wird ihm von dem Aerzte-
Kollegium, das über den Bürgerbrief
der Gesellschaft entscheidet, ein sanfter
Tod bereitet.“ 1920 schrieb der Jurist
Prof. Dr. Karl Binding in der berühmt-
berüchtigten Schrift „Die Freigabe der
Vernichtung lebensunwerten Lebens“:
„Die Frage, ob es nicht Missgeburten
gibt, denen man in ganz früher Lebens-
zeit den gleichen Liebesdienst erweisen
sollte, will ich nur angeregt haben.“
Doch es bleibt festzuhalten, dass diese
und andere Stimmen Einzelstimmen
waren, dass hier „Utopien“ vorgetra-
gen, „Anregungen“ gegeben wurden.
Eine Verwirklichung war nicht in Sicht.
§ 211 des Reichsstrafgesetzbuches be-
drohte Mord mit hoher Strafe.

Das Kind K.

Nach der Machtübernahme der Natio-
nalsozialisten wurden nahezu sofort ras-
senhygienisch-eugenische Maßnahmen
ergriffen. Für die Medizin bedeutsam
wurde vor allem das Gesetz zur Verhü-
tung erbkranken Nachwuchses vom 14.
Juli 1933, das die Zwangssterilisation
einführte. Ein Änderungsgesetz dazu
erlaubte seit 1935 sogar den Schwanger-
schaftsabbruch aus eugenischer Indika-
tion vor Ablauf des sechsten Monats.
Doch in Bezug auf angeblich minder-
wertiges „geborenes Leben“ schien man
im NS-Staat am Tötungsverbot festhal-
ten zu wollen. 1935 veröffentlichte die

maßgebliche amtliche Strafrechtskom-
mission, der unter anderem Reichsju-
stizminister Franz Gürtner und Staats-
sekretär Roland Freisler angehörten, in
einem Berichtsband als Ergebnis ihrer
Beratungen, dass eine staatlich ange-
ordnete „Vernichtung lebensunwerten
Lebens“ nicht infrage komme.

Dies hinderte einflussreiche Natio-
nalsozialisten aber nicht daran, über die
Zwangs-„Euthanasie“ nachzudenken.
In der grundlegenden Anklageschrift
der Generalstaatsanwaltschaft Frank-
furt gegen Werner Heyde und andere
aus dem Jahr 1962 (Az.: 17 Js/59; im
Folgenden zitiert als Heyde-Anklage)
ist vermerkt, dass Reichsärzteführer
Dr. Gerhard Wagner 1935/36 von Hitler
die Freigabe erreichen wollte. Wenn
man der Aussage eines Arztes aus dem
Jahr 1961 trauen kann, regte er dabei
nicht nur die Erwachsenen-, sondern
auch die Kinder-„Euthanasie“ an (Hey-
de-Anklage S. 41 f.). Doch Hitler lehnte
dieses Ansinnen ab, wobei er nach einer
Aussage seines Begleitarztes Karl
Brandt andeutete, dass er im Falle eines
Krieges „diese Euthanasiefrage auf-
greifen und durchführen werde“. Spä-
testens seit 1938 war es im Umfeld Hit-
lers klar, dass er mit seinem außenpoli-
tischen Vabanquespiel auf einen Krieg
zusteuerte. Die von Brandt erwähnte
Bedingung der Durchführung der „Eu-
thanasie“ rückte also heran. 

Aller Wahrscheinlichkeit nach gab
ein bestimmter Fall den Anstoß zur
konkreten Planung des „Kindereutha-
nasieprogramms“ (2). Angaben des
französischen Journalisten Ph. Aziz fol-
gend, führten eigene Recherchen zu
dem Ergebnis, dass das behinderte
Kind K. am 20. Februar 1939 in Pomßen
bei Leipzig geboren wurde. Man kann
erschließen, dass der Vater etwa im
April oder Mai 1939 einen Brief an die

Kanzlei des Führers schrieb und Hitler
um den „Gnadentod“ des Kindes er-
suchte. Karl Brandt war (wohl im Juli)
in Pomßen, um mit den Eltern zu spre-
chen. Das Kind wurde „wenige Tage“
später (laut Kirchenbuch am 25. Juli
1939) in der Universitätskinderklinik
von Prof. Werner Catel in Leipzig „ein-
geschläfert“. Im Zuge dieses Falles gab
Hitler nach Aussagen von Beteiligten
die „Euthanasie“ frei.

Die Planung

Die Kanzlei des Führers spielte bei der
folgenden konkreten Planung der „Kin-
dereuthanasie“ (wie auch bei der „Er-
wachseneneuthanasie“, auf die hier
nicht eingegangen werden kann) eine
zentrale Rolle. Diese Kanzlei, eine 1934
eingerichtete Privatkanzlei Hitlers, wur-
de von Reichsleiter Philipp Bouhler ge-
leitet. Dem Hauptamt 2, das für Einga-
ben und Gesuche an Hitler zuständig
war, stand der Wirtschaftswissenschaft-
ler Viktor Brack vor. Leitender Sachbe-
arbeiter im Amt 2 b, das speziell Gna-
dengesuche bearbeitete, war Dr. agrar.
Hans Hefelmann, sein Stellvertreter war
der Sachbearbeiter Richard von Hege-
ner. Laut Hefelmann führte der darge-
stellte Fall dazu, dass „Hitler Brandt und
Bouhler ermächtigte, in Fällen ähnlicher
Art analog dem Falle Kind Knauer zu
verfahren“ (Heyde-Anklage S. 53). He-
felmann sagte weiter aus (und an der
Richtigkeit dieser ihn belastenden Aus-
sage ist nicht zu zweifeln), dass er nach
dem Fall „Kind K.“ von Brandt den Auf-
trag erhielt, ein „beratendes Gremium“
für die „Kindereuthanasie“ zusammen-
zustellen, was er offenkundig ohne jede
moralische Skrupel tat (Heyde-Anklage
S. 56a). Ihm gehörte auf jeden Fall Mini-
sterialrat Dr. med. Herbert Linden vom

NS-„Kindereuthanasie“:

„Ohne jede moralische Skrupel“
Zwischen 1939 und 1945 wurden im Deutschen Reich 
nicht nur mehr als 100 000 erwachsene Geisteskranke und Behinderte,
sondern auch mehrere Tausend behinderte Kinder ermordet.

Udo Benzenhöfer



Reichsinnenministerium an. Dass in die-
sem frühen Stadium niemand vom
Reichsministerium der Justiz hinzugezo-
gen wurde, zeigt, dass man zu diesem
Zeitpunkt an eine „außergesetzliche Lö-
sung“ dachte. Es ist nicht klar, wann ge-
nau zu dem engeren Kreis der Planer um
Hefelmann, Brack und Linden (Brandt
wurde sicher auf dem Laufenden gehal-
ten) ärztliche Experten hinzukamen.
Die Tatsache, dass in den gleich zu be-
sprechenden Erlass des Innenministeri-
ums vom 18. August 1939 offenkundig
pädiatrischer Sachverstand eingegangen
war (es werden zum Beispiel Mikroze-
phalie und Littlesche Erkrankung er-

wähnt), spricht für die Beteiligung von
Ärzten vor diesem Zeitpunkt. Zu den
Medizinern zählten laut Hefelmann der
Pädiater Dr. Ernst Wentzler (Berlin),
der als Kinder- und Jugendpsychiater
hervorgetretene Dr. Hans Heinze
(Brandenburg-Görden) und – als „Eu-
thanasie“-Theoretiker – der Presserefe-
rent im Rassenpolitischen Amt Dr. Hell-
muth Unger (Augenarzt), dessen Ro-
man „Sendung und Gewissen“ (1936)
später als Vorlage für den „Euthanasie“-
Propagandaspielfilm „Ich klage an“
(1941) diente. Es ist nicht geklärt, ob
auch der Pädiater Prof. Werner Catel
(Leipzig) Mitglied der Planungsgruppe
im engeren Sinne war. Die übliche Dar-
stellung in der Literatur, wonach das vor-
bereitende Gremium von Februar bis
Mai 1939 getagt habe (so schon die Hey-
de-Anklage S. 59), ist durch keine nach-
prüfbaren Fakten gedeckt. Der entspre-
chenden Aussage Hefelmanns aus dem
Jahr 1960 ist in diesem Fall nicht zu trau-
en. Es ist anzunehmen, dass er, fehlgelei-

tet durch seine falsche zeitliche Einord-
nung des Falles „Kind K.“ (in einer Aus-
sage vom 31. August 1960 datierte er den
Fall auf das Jahr 1938, in einer anderen
vom November 1960 auf die ersten bei-
den Monate des Jahres 1939), die Exper-
tenberatungen im Rückblick zu früh
„ansetzte“. 

Die Planer beschlossen, als Träger des
„Kindereuthanasie“-Programms nicht
die Kanzlei des Führers anzugeben, son-
dern eine Tarnorganisation mit dem ver-
schleiernden Namen „Reichsausschuss
zur wissenschaftlichen Erfassung von
erb- und anlagebedingten schweren Lei-
den“ einzurichten. Es stimmt übrigens

nicht, was seit einer Studie
von K. H. Roth und G.
Aly aus dem Jahr 1984 oft
kolportiert wurde, dass
nämlich dieser „Reichs-
ausschuss“ direkt aus ei-
nem geheimen „Reichs-
ausschuss für Erbgesund-
heitsfragen“ hervorgegan-
gen ist, der nach 1936/37
als „über der ,Erbgesund-
heits‘-Justiz thronendes
Entscheidungsgremium
mit unumschränkter Ent-
scheidungs- und Schlich-
tungskompetenz“ gegrün-
det worden sei (3). Dieser

zuletzt genannte „Reichsausschuss“ war
1938 im Zuge der Diskussion um eine
Änderung des Gesetzes zur Verhütung
erbkranken Nachwuchses zwar projek-
tiert worden, doch er wurde nie einge-
richtet. 

Das Verfahren

Die relativ kleine Planungsgruppe ar-
beitete zügig und effektiv. Denn schon
am 18. August 1939 erging ein streng
vertraulicher Runderlass des Innenmi-
nisteriums an die „außerpreußischen
Landesregierungen usw.“ (Heyde-An-
klage S. 62–65). Einleitend hieß es, dass
zur „Klärung wissenschaftlicher Fragen
auf dem Gebiete der angeborenen Miss-
bildung und der geistigen Unterent-
wicklung“ eine „möglichst frühzeitige
Erfassung der einschlägigen Fälle“ not-
wendig sei. Der Minister ordnete an,
dass Hebammen, Ärzte in Entbin-
dungsanstalten und geburtshilflichen

Abteilungen von Krankenhäusern so-
wie Allgemeinärzte Kinder an das zu-
ständige Gesundheitsamt melden soll-
ten, die mit folgenden „schweren ange-
borenen (!) Leiden“ behaftet seien: „1)
Idiotie sowie Mongolismus (besonders
Fälle, die mit Blindheit und Taubheit
verbunden sind), 2) Mikrocephalie, 3)
Hydrocephalus schweren beziehungs-
weise fortschreitenden Grades, 4) Miss-
bildungen jeder Art, besonders Fehlen
von Gliedmaßen, schwere Spaltbildun-
gen des Kopfes und der Wirbelsäule
und so weiter, 5) Lähmungen ein-
schließlich Littlescher Erkrankung“.
Gemeldet werden sollten Kinder bis
zum dritten Lebensjahr (die Alters-
grenze wurde später informell erhöht). 

Eine Abschrift des Erlasses sollte von
den Landesregierungen an die Amtsärz-
te gehen. Diese sollten die Hebammen
und Ärzte ihres Bezirks instruieren und
ihnen einen auszugsweisen Abdruck des
Erlasses sowie Meldebogen übergeben.
In den Meldebogen (Heyde-Anklage S.
66 f.) wurde unter anderem nach dem
„Anlass zur Meldung“, nach der „vor-
aussichtlichen Lebensdauer“ und nach
„Besserungsaussichten“ gefragt (der
Meldebogen wurde per Erlass des In-
nenministeriums vom 7. Juni 1940 im
Sinne der Spezifikation geändert; vgl.
Heyde-Anklage S. 69–72). Der Amts-
arzt oder ein Vertreter sollte sich von
der Richtigkeit der Meldung überzeu-
gen (was de facto wohl nur selten ge-
schah). Die Unterlagen (Meldung und
Befundbericht) sollten dann an den hier
erstmals öffentlich genannten „Reichs-
ausschuss“ (Postfach-Adresse Berlin)
geschickt werden. Das weitere Schicksal
der Kinder wurde nicht erwähnt. Erst in
einem Erlass des Innenministeriums
vom 1. Juli 1940 hieß es, dass in Görden
eine „Jugend-Psychiatrische Fachabtei-
lung“ zur „Behandlung“ der gemelde-
ten Kinder eingerichtet worden sei und
dass die Errichtung weiterer „Fachab-
teilungen“ zur besseren „Behandlung“
der Kinder beabsichtigt sei (Heyde-An-
klage S. 117).

Die Meldungen der Amtsärzte wur-
den in der Abteilung 2 b der Kanzlei des
Führers von Hefelmann beziehungs-
weise von Hegener gemustert, und es
wurden die Fälle aussortiert, die nach
ihrer Ansicht nicht für die „Euthana-
sie“ infrage kamen. Der Rest – von cir-
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Präparierte Gehirne von Kindern, Opfer der NS-„Euthanasie“, im
Gedenkraum einer Psychiatrischen Klinik in Wien Foto: dpa
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ca 100 000 eingegangenen Meldebogen
bis 1945 wohl circa 20 000 – ging an die
drei „Gutachter“ des „Reichsausschus-
ses“ (die schon erwähnten Dr. Heinze,
Dr. Wentzler und Prof. Catel). Die
Meldebogen wurden von den Gutach-
tern im Umlaufverfahren beurteilt.
Nach Aussage von Hefelmann füllten
die Gutachter einen Bogen aus, der drei
Rubriken enthielt: Ein „+“ bedeutete
„Behandlung, das heißt Freigabe der
Tötung“; ein „–“ bedeutete Ablehnung
der Freigabe. 

Die so genannten
„Kinderfachabteilungen“

Kam der Gutachter zu dem Ergebnis,
dass zurzeit keine sichere Entscheidung
möglich sei, „lautete das Votum in der
Regel auf ,vorläufige Zurückstellung‘
oder ,Beobachtung‘“ (Heyde-Anklage
S. 91 f.). Sowohl die „+“-Fälle als auch
die „Beobachtungsfälle“ sollten in ei-
ne so genannte „Kinderfachabteilung“
aufgenommen werden. 

Die Aufnahme wurde durch ein
Schreiben des „Reichsausschusses“ an
das zuständige Gesundheitsamt einge-
leitet. Gleichzeitig erhielt die vorgese-
hene (meist nächstgelegene) Anstalt, in
der es eine „Fachabteilung“ gab, eine
Benachrichtigung. In dem Schreiben an
die Amtsärzte hieß es nur, dass „nach
eingehender fachärztlicher Überprü-
fung des Falles“ das Kind zur Aufnah-
me in die benannte „Fachabteilung“ be-
stimmt worden sei. Hier könne „auf
Grund der durch den Reichsausschuss
getroffenen Einrichtungen die beste
Pflege und im Rahmen des Möglichen
neuzeitliche Therapie durchgeführt
werden“ (Heyde-Anklage S. 98 f.).
Wenn Prof. J. Ibrahim ein Kind aus der
Jenaer Universitätskinderklinik in die
„Kinderfachabteilung“ Stadtroda mit
dem Hinweis „Euth. wäre durchaus zu
rechtfertigen“ überwies, muss er natür-
lich gewusst haben, dass in Stadtroda
Kinder ermordet wurden. Klar ist auch,
dass er dem Kollegen in Stadtroda die
„Euthanasie“ des Kindes unter Umge-
hung des „vorgeschriebenen“ Verfah-

rens (Meldung an den „Reichsaus-
schuss“ et cetera) empfahl.

Die erste so genannte „Fachabtei-
lung“ wurde in Görden/Brandenburg
(Direktor: Dr. Hans Heinze) entweder
Ende 1939 oder Anfang 1940 eingerich-
tet, wobei die näheren Umstände noch
der Klärung bedürfen. Die Zahl der
Kindertodesfälle stieg in Görden schon
im September/Oktober 1939 an, die er-
sten Krankengeschichten von Kindern
mit „Reichsausschussvermerk“ stam-
men aber erst vom April 1940 (4). In
Görden wurden zahlreiche Ärzte, die
dann in anderen „Fachabteilungen“
tätig wurden, im Zuge von Hospitatio-
nen mit den mörderischen Praktiken
der „Kindereuthanasie“ vertraut ge-
macht. Aus Görden wurden im Übrigen
1940 geistig behinderte Kinder und Ju-
gendliche auch in die Gaskammer nach
Brandenburg abtransportiert. Da von
den mehr als 1 200 zwischen 1939 und
1945 in Görden verstorbenen Kindern
nur 130 eindeutig „Reichsauschusskin-
der“ waren, ist mit an Sicherheit gren-
zender Wahrscheinlichkeit davon aus-
zugehen, dass hier Kinder ermordet
wurden, auch ohne das „Reichsaus-
schussverfahren“ durchlaufen zu haben.

Nach Görden wurden weitere „Kin-
derfachabteilungen“ eingerichtet. Auf
der Grundlage erhaltener Unterlagen
der Kanzlei des Führers im Bundesar-
chiv Berlin (Sign. NS 11/94), die Sonder-
zuwendungen des „Reichsaussschus-
ses“ für verdiente Mitarbeiter der „Kin-
derfachabteilungen“ (vor allem Ärzte
und Pflegepersonal) verzeichnen, sind
zunächst 25 „Fachabteilungen“ sicher
identifizierbar (siehe Textkasten; die
Angaben zum Zeitpunkt der Einrich-
tung wurden der Literatur entnommen,
sie bedürfen der Überprüfung).

Da die Aussagen vor allem von He-
felmann in einschlägigen Nachkriegs-
prozessen nicht sehr genau waren, blei-
ben zahlreiche Fragen noch offen. So
wäre zu klären, ob es in Berlin-
Frohnau, in Bremen, in Klagenfurt, in
Königsberg, in Meseritz-Obrawalde
und in Posen so genannte „Kinderfach-
abteilungen“ gab. Unwahrscheinlich
erscheinen die Angaben Hefelmanns,
wonach es „in oder in der Nähe von Ol-
denburg“ oder „in einer im Braun-
schweigischen gelegenen privaten Kin-
derklinik“ eine „Fachabteilung“ gege-

„Kinderfachabteilungen“ laut Verzeichnis der Sonderzuwendungen des „Reichsausschusses“

Die Liste ist jedoch nicht vollständig. Gesichert sind „Fachabteilungen“ an folgenden weiteren Orten: Graz,
Heil- und Pflegeanstalt „Am Feldhof“ (wann diese Abteilung eingerichtet wurde, ist unklar); Schleswig
(zunächst – seit Herbst 1941 – in Schleswig-Hesterberg, dann – seit Februar 1942 – in Schleswig-Stadtfeld);
Stuttgart, Städtische Kinderheime (seit Ende 1942 oder Anfang 1943); Ueckermünde, Heil- und Pflegean-
stalt (seit 1941?); Wiesloch, Heil- und Pflegeanstalt (seit Anfang 1941 bis April 1943). 

Textkasten 1

❃ Ansbach, Heil- und Pflegeanstalt (seit 1941 oder
1942)

❃ Berlin-Wittenau, Städtische Nervenklinik für Kin-
der (seit Februar 1942)

❃ Breslau, Krankenhaus Nord (seit spätestens
1943)

❃ Conradstein, Heil- und Pflegeanstalt (seit 1940?
seit 1942?)

❃ Dortmund-Aplerbeck, Heil- und Pflegeanstalt
(seit der zweiten Hälfte 1941; für Marsberg)

❃ Eglfing-Haar, Heil- und Pflegeanstalt (seit Okto-
ber 1940)

❃ Eichberg, Landesheilanstalt (seit Frühjahr oder
Sommer 1941)

❃ Görden (bei Brandenburg), Landesanstalt (seit
Ende 1939 oder Anfang 1940)

❃ Großschweidnitz, Landesanstalt (seit Dezember
1943; für Leipzig-Dösen)

❃ Hamburg-Langenhorn, Heil- und Pflegeanstalt
(seit 1941 oder 1942)

❃ Hamburg-Rothenburgsort, Privates Kinderkran-
kenhaus (seit 1941 oder 1942)

❃ Kalmenhof (Idstein im Taunus), Heilerziehungs-
anstalt (seit spätestens 1941)

❃ Kaufbeuren, Heil- und Pflegeanstalt (seit Dezem-

ber 1941)
❃ Leipzig, Universitäts-Kinderklinik (seit späte-

stens 1941)
❃ Leipzig-Dösen, Heil- und Pflegeanstalt (seit No-

vember 1940; Dezember 1943 verlegt nach
Großschweidnitz)

❃ Loben, Heil- und Pflegeanstalt (seit Sommer
1942)

❃ Lüneburg, Heil- und Pflegeanstalt (seit Oktober
1941)

❃ Marsberg, Heilanstalt (seit November/Dezember
1940, geschlossen Dezember 1941)

❃ Sachsenberg (bei Schwerin), Heil- und Pflegean-
stalt (seit August oder September 1941)

❃ Stadtroda, Landesheilanstalt (seit 1942?)
❃ Tiegenhof (bei Gnesen), Landesheilanstalt (seit

spätestens 1943)
❃ Uchtspringe (Krs. Stendal), Landesheilanstalt

(seit Juni 1941)
❃ Waldniel, Heil- und Pflegeanstalt (seit Ende

1941, Anfang 1942) 
❃ Wien, Städtische Jugendfürsorgeanstalt „Am

Spiegelgrund“ (seit Sommer 1940)
❃ Wiesengrund (Sudetengau), Heil- und Pflegean-



ben habe. Keine „Fachabteilungen“
gab es – entgegen anders lautenden An-
gaben in der Literatur – in Blankenburg
im Harz, in Bonn (es sind allerdings
Kontakte der Bonner Jugendpsychia-
trie mit Waldniel nachgewiesen), in
Danzig (gemeint ist Konradstein) und
in Ziegenort bei Stettin (die „Fachab-
teilung“ befand sich in Ueckermünde).
Zu erwähnen ist noch, dass 1944 in
Plagwitz am Bober eine „Fachabtei-
lung“ geplant war. Sie wurde wohl auf-
grund des Kriegsverlaufs nicht mehr
eingerichtet. Man kann beim derzeiti-

gen Forschungsstand sagen, dass an
mindestens 30 Anstalten, Kliniken oder
Heimen „Kinderfachabteilungen“ ein-
gerichtet wurden, von denen allerdings
vier (Marsberg, Leipzig-Dösen, Wald-
niel, Wiesloch) nicht bis Kriegsende
existierten. Die Existenz weiterer „Fach-
abteilungen“ ist nicht ausgeschlossen. 

Die Morde

Vieles ist noch unklar, was die Organi-
sationsstruktur der verschiedenen Tö-
tungsorte betrifft, an denen „Fachabtei-
lungen“ existierten. Es scheint so zu
sein (dies sagte schon Hefelmann aus),
dass in vielen Anstalten keine separa-
ten „Abteilungen“ ausschließlich für
„Reichsausschusskinder“ bestanden,
sondern dass sie oft zusammen mit an-
deren Kindern (die ebenfalls ermordet
werden konnten) untergebracht waren.

In Bezug auf die Ermordung der Kin-
der ist festzuhalten, dass sie in der Re-
gel einzeln geschah. Meist wurde das
Barbiturat Luminal verwendet, als To-
desursache wurde meist „natürlicher
Tod“ durch Lungenentzündung ange-
geben. Erhebliche Unterschiede gab es
in Bezug auf die jeweils in der „Fachab-
teilung“ betriebene Diagnostik. Es ist
zum Beispiel belegt, dass in Görden,
Wien, Berlin-Wittenau, Kaufbeuren
und Loben ein relativ großer Aufwand
betrieben wurde. Da für diese Orte For-
schungsaktivitäten involvierter Ärzte

belegt sind, liegt es nahe, die ausgrei-
fende Diagnostik mit dieser Forschung
in Verbindung zu bringen. Die Zahl der
ermordeten „Reichsausschusskinder“,
wenn man die von dem beschriebenen
abgrenzbaren Verfahren (Meldebogen,
Gutachtervotum) erfassten Kinder so
nennen darf, ist unbekannt. Hefelmann
sagte dazu am 11. November 1960 aus:
„Wie ich von v. Hegener erfahren habe,
sind im Rahmen des Reichsausschusses
von Ende 1939 bis Anfang 1945 etwa
3 000 Kinder behandelt, das heißt getö-
tet worden. Ich selbst habe darüber kei-
nen Überblick.“ Dies ist als Minimal-
zahl anzusehen. Die in der Literatur
meist zu lesende Zahl von 5 000 Kin-
dern ist meines Erachtens eine beim
derzeitigen Forschungsstand akzepta-
ble Schätzzahl. Es ist jedoch zu berück-
sichtigen, dass damit nicht alle ermor-
deten Kinder erfasst sind (5). Vor allem
ältere Kinder wurden auch im Rahmen

der so genannten „Aktion T 4“ ermor-
det. Und nach dem „Stopp“ der „Akti-
on T 4“ im August 1941 wurden weitere
Kinder in bestimmten Anstalten (auch
anderen als den oben erwähnten „Fach-
abteilungen“) ohne vorherige Meldung
an die Zentrale des fortbestehenden
„Euthanasie“-Komplexes durch Medi-
kamente, Verhungernlassen oder ge-
zielte Nichtbehandlung getötet. Be-
zieht man diese Kinder mit ein, ergibt
sich eine Opferzahl, die sicher über
5 000, wahrscheinlich über 10 000 liegt.
Eine letzte Bemerkung sei noch gestat-
tet: Gerade in den Publikationen über
den Fall „Ibrahim“ liest man immer
wieder, dass „schwerstgeschädigte“
Kinder in den „Fachabteilungen“ getö-
tet wurden. Hierzu ist zweierlei zu be-
merken: Zum einen stimmt diese Aus-
sage faktisch nicht, auch wenn man
„schwerstgeschädigt“ durch „schwerst-
behindert“ oder Ähnliches ersetzt.
Zum anderen ist dieser Begriff schon
deshalb zu vermeiden, weil er ein typi-
scher „Täterbegriff“ ist: Es handelt sich
um eine semantische Verdunklungsfor-
mel, mit der suggeriert werden sollte,
dass die entsprechenden Kinder „le-
bensunwert“ waren. 

❚ Zitierweise dieses Beitrags:
Dt Ärztebl 2000; 97: A 2766–2772 [Heft 42]
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Akten von Opfern der NS-„Kindereuthanasie“. Im Umlaufverfahren entschied der „Reichsausschuss“
über das Schicksal der gemeldeten Kinder. Foto: M. Appelt, Agentur Anzenberger


